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Tenor:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Die Klägerin kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder
Hinterlegung eines Betrages in Höhe von 110 % des zu
vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte
ihrerseits vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des
zu vollstreckenden Betrages leistet.

 
Tatbestand :

Die Parteien schlossen am 01.03.2017 einen Vertrag mit dem sich die Beklagte verpflichtete
eine sprachwissenschaftliche Arbeit zum Thema: „Der metaphorische Sprachgebrauch in der
Arzt-Patienten-Kommunikation unter Berücksichtigung verschiedener Textsorten“. In der
Auftragsvorstellung der Klägerin ist die Dienstleistung als Ghostwriting beschrieben. In den
Bemerkungen heißt es wie folgt (Blatt 16 der Akte):

„Ich benötige ein Exposé zu folgendem Thema: „Der metaphorische Sprachgebrauch in der
Arzt-Patienten-Kommunikation unter Berücksichtigung verschiedener Textsorten“. Unter
Textsorten verstehe ich zum Beispiel Flyer, Fachbücher, populärwissenschaftliche Artikel,
Patient-Aufklärung. Dieses Exposé ist Bestandteil einer Doktorarbeit zum gleichen Thema,
welche ebenfalls über sie realisiert werden könnte (Bearbeitungszeit drei Jahre). Über ein
zeitnahes Angebot würde ich mich freuen“.

Die Fälligkeit war mit dem 20.04.2017 vereinbart und die Vergütung sollte 820 € betragen.
Später wurde das Ablieferungsdatum auf den 30.07.2017 festgesetzt (Blatt 23 der Akte). Die
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Beklagte lieferte die gewünschte Arbeit nicht. Mit Mail vom 31.08.2017 mahnte die Klägerin
die Arbeit an. Mit anwaltlichem Schreiben vom 07.09.2017 wurde die Beklagte mit
Fristsetzung bis zum 01.10.2017 gemahnt.

Die Klägerin behauptet, sie hätte mit Frau A einen Vertrag über die Erstellung des Werkes
„Der metaphorische Sprachgebrauch in der Arzt- Patienten-Kommunikation unter
Berücksichtigung verschiedener Textsorten“ geschlossen, mit einer Vergütung von 2000 €.
Hierzu legt sie die E-Mail vom 24.02.2017 und 25.02.2017 vor (Blatt 46,47 der Akte). Die
Klägerin beansprucht mit der hiesigen Klage Schadensersatz für entgangenen Gewinn in
Höhe von 1180 €, der sich aus der Differenz der von ihr vorgetragenen 2000 € zu dem mit
der Beklagten vereinbarten Werklohn in Höhe von 820 € ergibt. Die Klägerin meint, der
Vertrag sei nicht sittenwidrig. Die Klägerin stelle den Text nur als Unterstützungsleistung zur
Verfügung. Die Klägerin meint weiterhin, der Anspruch sei auch nicht verjährt. Er sei durch
das Mahnverfahren gehemmt worden.

Die Klägerin beantragte daher,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 1180 € nebst Zinsen in Höhe von 5-Prozentpunkten über
dem jeweils gültigen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit, sowie vorgerichtliche
Rechtsanwaltskosten in Höhe von 201,71 €, zuzüglich Zinsen in Höhe von 5-Prozentpunkten
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragte,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte bestreitet, dass ein Vertrag mit einer Frau A mit einem Vergütungsanspruch in
Höhe von 2000 € geschlossen worden sei. Der zwischen den Parteien geschlossene Vertrag
sei sittenwidrig. Die Beklagte erhebt im Übrigen den Einwand der Verjährung.

Bezüglich des weitergehenden Sach- und Streitstandes wird auf die wechselseitigen
Schriftsätze Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist zulässig, jedoch unbegründet.

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Zahlung der geltend gemachten 1180 € aus §§ 280
Abs. 1 in Verbindung mit § 631 Abs. 1 BGB. Die Parteien haben zwar am 01.03.2017 einen
Werkvertrag über die Erstellung des Exposés abgeschlossen. Dieser Vertrag ist als
Ghostwritingvertrag ausgestaltet, was jedoch im Verhältnis der Parteien nicht die
Sittenwidrigkeit desselben nach sich zieht. Die Klägerin wollte unstreitig das von der
Beklagten verfasste Werk nicht verwenden, sondern fungiert als Auftragnehmer für dritte
Personen. Ob das Vertragsverhältnis der Klägerin mit deren Auftraggeber als sittenwidrig
einzustufen ist, ist hiervon zu unterscheiden und bedarf an dieser Stelle keinen
Ausführungen. Auch aus urheberrechtlicher Sicht ist der zwischen den Parteien
geschlossene Ghostwritingvertrag nicht sittenwidrig, auch wenn die Beklagte sich konkludent
zum Verschweigen der eigenen Urheberschaft verpflichtet. Eine schuldrechtliche
Verpflichtung des Urhebers, sein Namensnennungsrecht nach §§ 10, 13 UrhG nicht
auszuüben, ist nach allgemeinen zivilrechtlichen Maßstäben möglich, wenn die Vereinbarung
nicht sittenwidrig ist und wenn der unabdingbare Kernbereich des § 13 UrhG nicht betroffen
ist. Dies ist wiederum der Fall, wenn dem Urheber ein vertraglich nicht abdingbares
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Kündigungsrecht zusteht. Der Urheber kann in entsprechender Anwendung der §§ 40 Abs. 1
Satz 2, 41 Abs. 4 Satz 2 eine Ghostwritingvereinbarung, die ihm zum Verschweigen seine
Urheberschaft verpflichtet, nach fünf Jahren kündigen (vergleiche Warnke/Bullinger,
Urheberrecht, § 13, Rn. 22, 23).

Die Beklagte hat auch das vereinbarte Werk nicht erstellt und die Klägerin hat sie gemäß §
281 BGB unter Fristsetzung gemahnt. Dennoch hat die Klägerin keinen Anspruch auf
entgangenen Gewinn nach § 252 BGB. Die Klägerin kann nämlich keinen Gewinn aus einer
sittenwidrigen Tätigkeit geltend machen (vergleiche Grüneberg, § 252, Rn. 3, Münchner
Kommentar, § 252, Rn. 11). Es kann in diesem Zusammenhang dahinstehen, ob die Klägerin
tatsächlich mit Frau A einen Vertrag mit einer Vergütung von 2000 € über die Erstellung des
streitgegenständlichen Exposés geschlossen hat oder nicht. Der Sittenwidrigkeitseinwand der
Beklagten greift hinsichtlich dieses Vertrages bei unterstellter Richtigkeit desselben durch.
Der Vertrag der Frau A mit der Klägerin verhält sich wiederum über die Erstellung des
Exposés „Der metaphorische Sprachgebrauch in der Arzt-Patienten-Kommunikation unter
Berücksichtigung verschiedener Textsorten“ und ist wiederum als Werkvertrag mit
Ghostwriterabrede zu werten. Dieses weist die Mail der Frau A vom 21.02.2017 aus, die
inhaltsgleich in die Auftragsvorstellung der Klägerin im Verhältnis zur Beklagten verwendet
wurde (Blatt 16). Aus diesem Auftrag der Frau A geht hervor, dass das Exposé Bestandteil
einer Doktorarbeit zum gleichen Thema, welche ebenfalls über sie realisiert werden könnte,
werden soll. Ob ein solcher Ghostwritingvertrag sittenwidrig ist oder nicht, bedarf der
einzelfallbezogenen Bewertung. Eine Sittenwidrigkeit wird in Bezug auf politische Reden,
sowie bei Autobiografien, die von einem Ghostwriter angefertigt werden, in der Literatur
verneint (vergleiche Warnke/Bullinger, § 13 Urheberrechtsgesetz, Rn. 22, OLG Frankfurt,
Urteil vom 11.09.2009, Aktenzeichen 11 U 51/08. Anders ist dieses jedoch  in der
vorliegenden Fallkonstellation zu bewerten, da nach dem Auftragsinhalt das Exposé Teil
einer Doktorarbeit im Hochschulbetrieb werden sollte. In diesem Fall würde der Verwender
des Exposés über die Urheberschaft der Doktorarbeit, deren Teil das Exposé ist, täuschen.
Eine Doktorarbeit ist selbstständig durch den Doktoranden anzufertigen, was dieser auch an
Eides statt zu versichern hat. Durch Verwendung des Exposé würde der Verwender
desselben hierüber täuschen und so das Vertrauen in die Wissenschaft und in die
Wissenschaftler untergraben. Dieser Fall unterscheidet sich auch von demjenigen des OLG
Frankfurt vom 01.09.2019 zum Aktenzeichen 11 U 51/08, da hier die wissenschaftliche
Veröffentlichung außerhalb des Hochschulbetriebs erfolgte. Die Ghostwriting-Vereinbarung
über eines Teils einer Doktorarbeit ist jedoch dem Hochschulbetrieb zuzuordnen, indem die
Sittenwidrigkeit anzunehmen ist (vergleiche OLG Frankfurt, Urteil vom 11.09.2009,
Aktenzeichen 11 U 51/08, Rn. 40.m.w.N.). Auch das OLG Düsseldorf stuft in seinem Urteil
vom 08.02.2011 zum Aktenzeichen 20 U 116/10 eine Ghostwriting-Tätigkeit für
Hochschulabschlussarbeiten und Desertationen als sittenwidrig ein (dort Rn. 19 bei juris).
Soweit die Klägerin anführt, das Exposé hätte lediglich eine Unterstützungsleistung
dargestellt, so kann dem nicht gefolgt werden. Nach der Auftragsvorgabe der von der
Klägerin angeführten A ist erkennbar, dass das Exposé Bestandteil der Doktorarbeit werden
soll und nicht, dass dieses alleine eine Unterstützungsleistungen ist. Im Übrigen ist es auch
lebensfremd, anzunehmen, dass das in Auftrag gegebene Exposé nur eine
Unterstützungsleistung sein soll, der hierfür bereits eine Vergütung von 2000 € zwischen der
Klägerin und der Frau A vereinbart sein soll. Das Exposé sollte Bestandteil der Doktorarbeit
werden und sollte nach dem Vertragsinhalt nicht eine reine Unterstützungs- oder Vorarbeit
sein.

Diese Vereinbarung, würde bei unterstellter Richtigkeit derselben als sittenwidrig einzustufen
sein, da nach § 138 Abs. 1 BGB das Rechtsgeschäft nach seiner Gesamtwürdigung von
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Inhalt, Bewegung und Zweck mit den grundlegenden Wertungen der Rechts- und
Sittenordnung nicht zu vereinbaren ist.

Die Klägerin kann demnach aus dem sittenwidrigen Rechtsgeschäft, so es denn
stattgefunden hat, was zwischen den Parteien streitig ist, keinen entgangenen Gewinn
geltend machen.

Die Klage war daher in der Hauptsache abzuweisen.

Die Nebenforderungen teilen das Schicksal der Hauptforderung.

Die prozessualen Nebenentscheidungen folgen aus dem §§ 91, 708 Nummer 11, 711 ZPO.

Der Streitwert wird auf 1180 € festgesetzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch dieses
Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

a) wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder

b) wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung dieses
Urteils schriftlich bei dem Landgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130 Essen, eingegangen
sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufung
gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde,
enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Landgericht Essen zu begründen.

Die Parteien müssen sich vor dem Landgericht Essen durch einen Rechtsanwalt vertreten
lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die Berufungsbegründungsschrift von
einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen
Urteils vorgelegt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Amtsgericht Essen statthaft,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt oder das Amtsgericht
die Beschwerde zugelassen hat. Die Beschwerde ist spätestens innerhalb von sechs
Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das
Verfahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem Amtsgericht Essen, Zweigertstr. 52, 45130
Essen, schriftlich in deutscher Sprache oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle
eines jeden Amtsgerichtes abgegeben werden.

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann
die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des
Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr:

Die Einlegung ist auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die
elektronische Poststelle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für die
Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert
und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 130a ZPO nach näherer Maßgabe der
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs
und über das besondere elektronische Behördenpostfach (BGBl. 2017 I, S. 3803) eingereicht
werden. Auf die Pflicht zur elektronischen Einreichung durch professionelle Einreicher/innen
ab dem 01.01.2022 durch das Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit
den Gerichten vom 10. Oktober 2013, das Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in
der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017
und das Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur
Änderung weiterer Vorschriften vom 05.10.2021 wird hingewiesen.

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.
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